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Landratssitzung vom 21. Oktober 2009
Postulat Maurus Adam - Erklärung und Antrag des Regierungsrates

Der Regierungsrat hat sich am 16. Oktober 2009 mit der Behördedelegation des Projektes Ausbau Zentralbahn getroffen. Die Behördedelegation ist das oberste Führungsorgan für das Ausbauprojekt, in dem die verantwortlichen Vertreter der Regierungen des Kantons Luzern, Nidwalden, Obwalden und der Stadt Luzern vertreten sind. Ich möchte sie über die Ergebnisse dieser Sitzung orientieren.

Vorab einige Klarstellungen:

1.
Der Landrat hat am 23. Januar 2008 beschlossen, an das Projekt des Ausbaus der zb einen Kostenbeitrag von 9.16 % oder 21.86 Millionen zu leisten. Das ist ein Projekt mit vier Partner (LU, OW, NW, Stadt Luzern). Das Kredit ist rechtkräftig und das Projekt im Raum Luzern bereits im Bau.
An der gleichen Sitzung hat der Landrat beschlossen, einen Beitrag von 6.7 Millionen an die Mehrkosten einer gestreckten Linienführung im Raum Hergiswil zu leisten, unter der Bedingung, dass  die Gemeinde Hergiswil ihrerseits einen Kostenbeitrag von 3.3 Millionen leistet. Der Gemeinderat hat uns mit Protokollauszug vom 15. September 2009 mitgeteilt, dass die Gemeinde Hergiswil diesen Beitrag nicht leisten wird. Somit ist der Beschluss über den Mehrkostenbeitrag als Ganzes hinfällig. Wenn Nidwalden einen Beitrag an die Mehrkosten leisten soll, ist hierfür ein neuer Landratsbeschluss notwendig.

2.
Die Behauptung von Landrat Maurus Adam, man hätte mit dem Projekt eine Tieferlegung der Linienführung im Raum Hergiswil in Aussicht gestellt, ist schlicht falsch. Ich verweise hier auf die seinerzeitigen Unterlagen zum Landratsbeschluss, insbesondere auf RRB 710 vom 3. Dezember 2007. In diesem Beschluss ist ausdrücklich nur von einer Tieflegung im Teilprojekt 1 (Luzern) die Rede. Herr Landrat Adam verfügt über diese Unterlagen. Wenn der Gemeinderat Hergiswil seinen Bürgerinnen und Bürgern etwas anderes verspricht, ist das Sache der Gemeinde.
3.
Die gestreckte Linienführung ist erst im allerletzten Moment in das Projekt aufgenommen worden, dies auf ausdrücklichen Wunsch des Gemeinderates Hergiswil. Der Regierungsrat hat diesen Wunsch übernommen und sich auch zur Mitfinanzierung der Mehrkosten dieses Sonderwunsches Hergiswil bereit erklärt. Zu diesem Zeitpunkt, im Sommer 2007, bestand noch kein konkretes Projekt für eine gestreckte Linienführung und nur eine Kostenschätzung. Das Problem des Hochwasserschutzes, bzw. der grösseren Querprofile der Bachdurchlässe wurde zu diesem Zeitpunkt noch von niemandem wirklich erkannt. 

4.
Bei der Projektbearbeitung anfangs dieses Jahres unter Beizug von Wasserbauspezialisten hat sich dann gezeigt, dass die Einhaltung der geforderten Querprofile eine Höherlegung des Geleisetrassees bis zu 1.4 m erforderlich macht. Der Gemeinderat Hergiswil ist in diesem Prozess immer dabei gewesen und über diese Problematik im Bild. Mit dem Bericht Lombardi, welcher in ihren Akten liegt, wurde geprüft, ob es andere vertretbare Varianten mit Unter- oder Überqueren der Bäche gibt. Der Gutachter hat dies unter der Vorgabe der gestreckten Linienführung verworfen. Die gestreckte Linienführung war immer eine Bedingung des Gemeinderates Hergiswil für eine Beitragsleistung.
Soweit einige Vorbemerkungen, jetzt zur Sitzung der Behördendelegation.

1.
Die Vertreter der Kantone Luzern und Obwalden wie auch der Stadt Luzern halten ganz klar an der fristgerechten Realisierung der Doppelspur bis Bahnhof Matt sowie der Inbetriebnahme des Fahrplanes Vx bis 2013 fest. Es ist nicht einfach nur Luzern, sondern insbesondere der Kanton Obwalden hat dies mit einem Schreiben an den Regierungsrat Nidwalden vom 14. Oktober 2009 mit Nachdruck gefordert. Wir sind an dies gebunden, weil der Landrat mit dem Beitragsbeschluss von 21.86 Mio. Franken diese Verpflichtung gegenüber den Partnern eingegangen ist. Offen ist die Frage der Finanzierung der gestreckten Linienführung.

2.
Die Behördedelegation hat auch mehrheitlich beschlossen, dass das fertig ausgearbeitete Ausführungsprojekt für die gestreckte Linienführung in den nächsten Tagen öffentlich aufgelegt wird. Zuständig für den formellen Entscheid ist die Zentralbahn. In diesem Auflageverfahren haben die Betroffenen und Anwohner die Möglichkeit, ihre Anliegen einzubringen. Der Grund, weshalb die Behördedelegation das Anhörungsverfahren bereits jetzt eröffnen will, ist die Befürchtung, dass die vom Bund in Aussicht gestellten Beiträge bei einer grösseren Verzögerung gefährdet werden könnten. Der Bund hat seinerzeit seinen Beitrag nur unter der Bedingung zugesichert, dass vor 1.1.2009 mit dem Projekt begonnen und dieses zügig realisiert wird. Wir haben uns diesem Entscheid zu fügen. 

3.
Wir haben aber immerhin erreicht, dass parallel zum Auflageverfahren eine Optimierung der Linienführung geprüft wird. Das heisst, es wird geprüft, ob mit einer Verschiebung der Linienführung talseits das Trassee weniger hoch zu liegen kommt als im vorliegenden Projekt. Gleichzeitig wird auch geprüft, ob mit einer Verlegung der beiden Wildbäche eine Verbesserung erreicht werden kann. Die Ergebnisse werden eine Grundlage sein für die Verhandlungen mit der Anwohnerschaft und der Gemeinde im Rahmen des Auflageprojektes.

4.
Der Regierungsrat hat im Weiteren beschlossen, dass wir eine Projektstudie in Auftrag geben, wie mit zusätzlichen Lärmschutzmassnahmen die Belastung der Anwohnerschaft reduziert werden kann. Die zb ist grundsätzlich nur verpflichtet, die Lärmschutzvorschriften gemäss Bundesvorgabe einzuhalten. Weitergehende Lärmschutzmassnahmen sind grundsätzlich Sache der Gemeinde. Auch diese Ergebnisse können Grundlage für die Verhandlungen mit der Anwohnerschaft und der Gemeinde im Rahmen des Auflageprojektes sein.
5.
Der Regierungsrat hat im Übrigen die Projektleitung ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, dass der Landratsbeschluss über die Kostenbeteiligung an die Mehrkosten einer gestreckten Linienführung nach dem Verzicht der Gemeinde Hergiswil hinfällig geworden ist. Wenn sich der Kanton Nidwalden an den Mehrkosten beteiligen soll, braucht es hierfür einen neuen Landratsbeschluss. Eine entsprechende Vorlage wird der Regierungsrat dem Landrat vorlegen, wenn ein entsprechender Antrag der Projektleitung kommt und die erforderlichen Unterlagen vorliegen.

6.
Eine Sistierung des Projektes als Ganzes ist im heutigen Zeitpunkt nicht möglich, weil der Landrat mit dem Verpflichtungskredit vom Januar 2008 dem Projekt zugestimmt und unsere Partner LU, OW und Stadt Luzern sich darauf berufen können, dass das Projekt gemeinsam verwirklicht wird. Unser Anteil am Gesamtprojekt beträgt 9.16 %. Der Regierungsrat wird sich aber dafür einsetzen, dass im Rahmen des Auflageverfahrens und den anschliessenden Verhandlungen die Gemeinde und die Betroffenen ernst genommen werden und eine möglichst optimale Lösung gefunden wird. Der Regierungsrat ist allenfalls auch bereit, in Zusammenarbeit mit der Gemeinde einen Objektkredit für zusätzliche Lärmschutzmassnahmen zu unterbreiten, allerdings diesmal aber unter der Vorgabe, dass Hergiswil zuerst entscheidet.
Zusammenfassend nochmals
· Am Grundsatz Doppelspurausbau bis Hergiswil Matt/Umsetzung Fahrplan Vx bis 2013 wird festgehalten.
· Das Auflageverfahren für die gestreckte Linienführung wird in den nächsten Wochen eröffnet. Die Betroffenen haben Gelegenheit, ihre Anliegen und Vorbehalte einzubringen.

· Die Projektleitung wird eine Optimierung der Linienführung, insbesondere betreffend die Höhe des Trassees prüfen.

· Der Regierungsrat prüft in Absprache mit der Gemeinde zusätzliche Lärmschutzmassnahmen.

Auf Grund dieser Sachlage ist der Regierungsrat bereit, seinen Antrag auf Ablehnung des Postulates zurückzuziehen. 

Wir sind bereit, die geforderten Abklärungen zu treffen und dem Landrat den von der Kommission geforderten Bericht vorzulegen.

Der Antrag lautet somit neu:

1. Das Postulat Adam wird in geänderter Form gutgeheissen.

2. Der Regierungsrat wird beauftragt, einen Bericht über die Kosten und die Machbarkeit einer gestreckten Linienführung im Raum des Teilprojektes 4 "Doppelspurausbau Kantonsgrenze Luzern/Nidwalden bis Hergiswil Matt" unter Berücksichtigung allfälliger Bachverlegungen oder Bachunterquerungen vorzulegen, welche eine effektive Tieflegung darstellen.

